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Einleitung 

Gewerkschaften weltweit verlieren Mitglieder. Auch österreichische Gewerkschaften sind seit 

den 1970er-Jahren mit massiven Mitgliederrückgängen konfrontiert. Lag der Netto-

Organisationsgradi des Österreichischen Gewerkschaftsbundes (ÖGB) 1970 noch bei 62,8 Pro-

zent, so ist er bis ins Jahr 2008 auf 28,9 Prozent gesunken (OECD 2010). Die Hintergründe für 

diese dramatischen Mitgliederverluste sind in einem Großteil der westlichen Industrieländer 

ähnliche: Der Struktur- und Wertewandel der vergangenen Jahrzehnte stellt Gewerkschaften in 

Hinblick auf die Gewinnung neuer Mitglieder, deren Bindung und Mobilisierung vor zunehmend 

schwierige Rahmenbedingungen (Ebbinghaus 2006, 126f.; Pernicka et al. 2007, 31; Brinkmann 

et al. 2008, 19f.).  

Die Auswirkungen dieser Mitgliederverluste variieren allerdings nach nationalstaatlichen Aus-

prägungen der industriellen Beziehungen (Hyman 1994, 10; Baccaro et al. 2003, 121; Ebbingha-

us et al. 2008). Vor allem die Gewerkschaften in konservativen Wohlfahrtsstaaten wie Österreich 

und Deutschland waren durch ihre institutionelle Einbettung lange Zeit gegen die politischen 

Folgen des Mitgliederschwundes immunisiert. Gewerkschaften verfüg(t)en über institutionelle 

Machtressourcen (z. B. Tarifautonomie, Sozialpartnerschaft, betriebliche Mitbestimmung), die 

unabhängig von ökonomischen Konjunkturen und kurzzeitigen Veränderungen gesellschaftli-

cher Kräfteverhältnisse wirken (Brinkmann et al. 2008). Die Anerkennung und institutionelle 

Begünstigung der Gewerkschaften durch den Staat und die ArbeitgeberInnen ermöglichten eine 

partielle Entkoppelung von ihren Mitgliedern (Mitgliedschaftslogik) und eine Konzentration auf 

die Interessendurchsetzung (Einflusslogik) (Schmitter/Streeck 1981; Karlhofer 2005, 22).        

Mittlerweile sprechen allerdings zahlreiche Indizien dafür, dass die Institutionen inkorporierter 

Arbeitsmacht (Fligstein 2001) an Legitimation und Wirksamkeit verloren haben. Die Dezentrali-

sierung des Tarifsystems, betriebsratsfreie Zonen (Hermann/Flecker 2006) und die schwinden-

de Kongruenz zwischen nationalstaatlicher Mitgliedschaftslogik und europäischer/globaler Ein-

flusslogik sind nur einige Beispiele, die in Österreich zwar nicht unbedingt auf ein für Deutsch-

land diagnostiziertes Ende des Korporatismus (Streeck 2005), wohl aber auf eine Erosion der 

kompensatorischen Wirkung institutioneller Macht in beiden Ländern hinweisen. Rezente Ver-

suche der Gewerkschaften, neue Strategien der Mitgliedergewinnung zu erproben, lassen auf 

eine Wiederkehr der Bedeutung organisierter Macht, also einer starken Mitgliederbasis, schlie-

ßen (Frege 2000; Behrens et al. 2003; Dribbusch 2003; Frege/Kelly 2004; Pernicka/Holst 2007; 

Brinkmann et al. 2008; Rehder 2008). Verließen sich österreichische Gewerkschaften in der 

Vergangenheit fast ausschließlich auf die Kooperationsbereitschaft und Organisierungsfähigkeit 

rechtlich unabhängiger BetriebsrätInnen, sollen nun partizipationsorientierte Strategien, wie 

Organizing und Kampagnen, die Organisierungs- und Mobilisierungsfähigkeit der Gewerkschaf-

ten erhöhen.  

Der Aufsatz untersucht die Frage, ob und falls ja, unter welchen Bedingungen neue Formen der 

gewerkschaftlichen Mitgliedergewinnung entstehen und inwieweit dabei eine Verschiebung von 

der Einflusslogik zur Mitgliedschaftslogik zu beobachten ist. Es wird eine vergleichsweise hohe 

Beharrungskraft der einflussorientierten Stellvertretungslogik angenommen, die auf einer weit-

gehend intakten Legitimität der Gewerkschaften im österreichischen System der Arbeitsbezie-

hungen beruht. Im Gegensatz zu deutschen Gewerkschaften, für die Holst, Aust und Pernicka 

(2008) eine dreifache Krise aus Mitglieder-, Finanz- und externer Legitimitätskrise konstatiert 
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haben, blieben österreichische Gewerkschaften bislang von einer nachhaltigen Repräsentations-

krise verschont. Die zentralen Herausforderungen bestehen in der Mitgliederkrise (s. o.) und der 

dadurch ausgelösten Finanzkrise, d. h. fehlende Mitgliedsbeiträge, die seit 2006 – dem Jahr des 

Zusammenbruchs der gewerkschaftseigenen Bank für Arbeit und Wirtschaft (BAWAG) – nicht 

mehr durch Dividendeneinnahmen kompensiert werden können. Neue Strategien der Mitglie-

dergewinnung erscheinen daher primär als strategische Reaktion der Gewerkschaften auf diese 

Finanzkrise und weniger als Kompensation fehlender Durchsetzungsmacht.  

In theoretischer Hinsicht soll zunächst auf der Grundlage der gewerkschaftlichen Revitalisie-

rungsforschung (Kochan et al. 1986; Voss/Shermann 2000; Baccaro et al. 2003; Frege/Kelly 

2003 und 2004; Brinkmann et al. 2008; Rehder 2008) und neo-institutionalistischer Ansätze 

(Meyer/Rowan 1977; DiMaggio/Powell 1983; DiMaggio 1988; Beckert 1999; Tracey et al. 2011) 

ein analytisches Modell vorgeschlagen werden, mit dem sich sowohl Ähnlichkeiten (Isomor-

phien) als auch Unterschiede gewerkschaftlicher Mitgliedergewinnungsstrategien erklären las-

sen. AkteurInnenspezifische und strukturelle Variationen der ArbeitnehmerInnenverbände bil-

den dabei die zentralen Erklärungsfaktoren für gewerkschaftsstrategische Unterschiede im Feld 

der österreichischen Arbeitsbeziehungen. Anhand einer empirischen Untersuchung von Ge-

werkschaften der Baubranche sollen die theoretischen Annahmen illustriert und weiterentwi-

ckelt werden.      

Der Aufsatz ist folgendermaßen gegliedert: Zunächst (1) werden Gewerkschaften als intermedi-

äre Organisationen zwischen Einfluss- und Mitgliedschaftslogik konzipiert, eine dichotome Ty-

pologie gewerkschaftlicher Identitäten (Sozialpartnergewerkschaft vs. Bewegungsgewerkschaft) 

entwickelt sowie entsprechend dominante Mitgliedergewinnungsstrategien zugeordnet. An-

schließend (2) folgen die theoretischen Überlegungen und Hypothesen zu Bestimmungsfaktoren 

für gewerkschaftsstrategischen Wandel. Unter (3) werden die sozioökonomischen und instituti-

onellen Rahmenbedingungen österreichischer Gewerkschaften präsentiert, die als feldspezifi-

scher Kontext in unser Modell eingehen. Im empirischen Teil erfolgt zunächst (4) die Erläute-

rung des Erhebungsdesigns und der Forschungsmethoden sowie eine Darstellung der ausge-

wählten Gewerkschaften und der Baubranche, danach (5) werden die empirischen Befunde über 

Mitgliedergewinnungsstrategien dargestellt und anhand der Hypothesen diskutiert. Abschnitt 

(6) enthält die Schlussfolgerungen.        

1. Gewerkschaften zwischen Einflusslogik und Mitgliedschaftslogik 

Gewerkschaften haben sich in einem Großteil der westeuropäischen kapitalistischen Wirt-

schafts- und Gesellschaftssysteme von reinen Berufsorganisationen zu intermediären Organisa-

tionen (Müller-Jentsch 1982, 409ff.; Schmitter/Streeck 1981, 49) entwickelt, die zwischen den 

Beschäftigten und ihrem arbeitsmarktrelevanten Gegenüber – ArbeitgeberInnen und Staat – 

vermitteln. In ihrer Eigenschaft als freiwillige Mitgliederverbände sind Gewerkschaften – ebenso 

wie ArbeitgeberInnenorganisationen – daher zwei grundlegenden, interdependenten Logiken 

unterworfen, die ihren Handlungsspielraum strukturieren (Schmitter/Streeck 1981, 62ff. und 

83ff.; Schmitter/Streeck 1999, 20f.). Sie müssen sowohl Beschäftigte als Mitglieder gewinnen 

und an die Organisation binden (Mitgliedschaftslogik) als auch die aggregierten Interessen ihrer 

Basis gegenüber ArbeitgeberInnen(verbänden) und dem Staat effektiv vertreten (Einflusslo-

gik).ii Dieses Spannungsfeld zwischen Einfluss- und Mitgliedschaftslogik ist in verschiedenen 

Systemen der industriellen Beziehungen und je nach zur Verfügung stehenden Machtpotenzialen 
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der Gewerkschaften unterschiedlich ausgeprägt. Entsprechend variieren auch die gewerkschaft-

lichen Identitäten (Hyman 1996) und die Denk- und Handlungsweisen gewerkschaftlicher Ak-

teurInnen. Je ausgeprägter die institutionelle Einbettung von Gewerkschaften im soziopoliti-

schen System einer Gesellschaft ist, desto weniger Anreiz besteht für Gewerkschaften, sich auf 

die Mitgliedergewinnung zu konzentrieren (Heery/Adler 2004, 63f.; Brinkmann et al. 2008, 25), 

und desto seltener suchen Sozialpartnergewerkschaften nach neuen Ideen und Identitäten (Beh-

rens et al. 2003, 27).  

Auf den österreichischen Kontext übertragen, bedeuten diese Annahmen, dass der Jahrzehnte 

lange Fokus der gewerkschaftlichen Praxis auf die Einflusslogik sowohl gewerkschaftliche Orga-

nisationsstrukturen als auch die Identität als Sozialpartnergewerkschaft maßgeblich geprägt hat 

(Karlhofer 2005, 22). Dies spiegelt sich auch in den dominanten Strategien der Mitgliedergewin-

nung wider, nämlich in der Betriebsrats- und Dienstleistungsstrategie. Gewerkschaften und Be-

triebsräte sind im dualen System der Interessenvertretung zwar rechtlich voneinander unab-

hängig, in der Praxis aber durch eine starke Symbiose charakterisiert. So verfügen beide Einrich-

tungen über dieselbe WählerInnenbasis – die betrieblich Beschäftigten – und die überwiegende 

Mehrheit der BetriebsrätInnen ist gewerkschaftlich organisiert (ÖGB 2009). Obwohl die Bereit-

schaft der BetriebsrätInnen, für die Gewerkschaften Mitglieder zu werben, insgesamt gesunken 

ist (Behrens 2005), und nur mehr etwa die Hälfte der in der Privatwirtschaft Beschäftigten von 

einem Betriebsrat vertreten wird (Hermann/Flecker 2006, 3), kommt der Betriebsratsstrategie 

nach wie vor eine Schlüsselrolle bei der Gewinnung neuer Mitglieder zu (Traxler 1991, 339; 

Behrens 2005, 330). Beitritte werden primär über normative Bindung der Mitglieder an den 

Betriebsrat als „personifizierte“ GewerkschafterInnen und StellvertreterInnen in der betriebli-

chen Interessendurchsetzung erzeugt. Daneben stellen die Gewerkschaften ein Repertoire von 

Dienstleistungen zur Verfügung (Rechtsberatung und -vertretung, etc.), die als selektive Anreize 

(Olson 1977, 51 und 133f.) dienen, um die zunehmend individualistisch-instrumentellen Ar-

beitsorientierungen der Beschäftigten zu beantworten.   

Der Sozialpartnergewerkschaft ist der Typus einer sozialen Bewegungsgewerkschaft (Baccaro et 

al. 2003, 121f.; vgl. auch Voss/Sherman 2000) gegenüberzustellen, der am ehesten dem Modell 

der konfliktorientierten US-amerikanischen Gewerkschaften (z. B. Service Employees Internati-

onal Union, SEIU) entspricht (siehe Abb. 1). Da institutionelle Machtressourcen zur Interessen-

durchsetzung ebenso fehlen wie Finanzressourcen zur umfassenden Mitgliedervertretung, set-

zen diese Gewerkschaften auf mitgliedermobilisierende Strategien, wie etwa Organizing und 

Campaigning, um Organisationsmacht zu erzeugen (Bronfenbrenner et al. 1998; Dribbusch 

2007; Rehder 2008). Ungeachtet der großen empirischen Variationen lassen sich diese Strate-

gien als partizipative Mitgliedergewinnungsstrategien fassen, die entweder im betrieblichen 

oder überbetrieblichen Kontext auf interessenpolitische Mitwirkung sowie auf die Selbstorgani-

sationsfähigkeit und -ermächtigung der Beschäftigten abzielen. Wir schlagen in dieser Hinsicht 

drei idealtypische Strategien vor, und zwar die Kampagnenstrategie, die Organizingstrategie und 

die Partizipationsstrategie. Neben den Zielen der Mitgliedergewinnung und Selbstorganisations-

fähigkeit – die alle Strategien verfolgen – soll die Kampagnenstrategie zur Steigerung von Orga-

nisationsmacht durch „top-down“ Mobilisierung beitragen, die Organizingstrategie soll den Auf-

bau gewerkschaftlicher Strukturen in (betriebsratsfreien) Unternehmen begünstigen, und die 

Partizipationsstrategie umfasst die Integration von (einfachen) Mitgliedern in die Strukturen 

und Entscheidungsprozesse der Gewerkschaften.  
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Während im Typus Sozialpartnergewerkschaft daher eine partielle Entkopplung von der Mit-

gliedschaftslogik erfolgt, sind Bewegungsgewerkschaften in der Interessendurchsetzung von der 

Mobilisierbarkeit, Arbeitskampfbereitschaft und Partizipationsfähigkeit ihrer Mitglieder abhän-

gig. In der Praxis finden sich unterschiedliche Varianten und Mischformen der vorgeschlagenen 

Typen. So spielen Dienstleistungen, wie etwa individuelle Rechtsberatung, auch für US-

amerikanische Gewerkschaften eine – wenn auch vergleichsweise untergeordnete – Rolle.  

Aus diesen theoretischen Überlegungen leitet sich folgende erste These ab: Ein hohes Ausmaß an 

institutioneller Macht korrespondiert mit einer Dominanz der Einflusslogik, geringe institutionelle 

Macht erfordert eine hohe Rekrutierungs- und Mobilisierungsfähigkeit (Organisationsmacht) der 

Gewerkschaften.  



Abb. 1. Strategische Neuorientierung zwischen Einfluss- und Mitgliedschaftslogik 
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2. Gewerkschaften zwischen Beharrung und strategischer Erneuerung       

In der Forschung zu industriellen Beziehungen wird Institutionen eine zentrale Bedeutung in 

der Frage beigemessen, warum sich gewerkschaftliche Strukturen und Strategien im internatio-

nalen Vergleich unterscheiden (bereits Dunlop 1958; Clegg 1976; Ebbinghaus/Visser 2000). 

Demgegenüber untersuchen organisationssoziologische Ansätze des Neo-Institutionalismus die 

Bestimmungsfaktoren, die die Ähnlichkeit von Organisationen und institutioneller Umwelt er-

klären (Meyer/Rowan 1977; DiMaggio/Powell 1983). Als zentrale Analyseebene dient das Kon-

zept des organisationalen Feldes, in dem Wahrnehmungs-, Verhaltens- und Beziehungsmuster in 

der Umwelt von Organisationen aufeinander einwirken. Bei einem hohen Institutionalisierungs-

grad eines organisationalen Feldes – so die zentrale Annahme dieser Ansätze – wird erwartet, 

dass sich die Organisationen strukturell angleichen, wobei DiMaggio und Powell drei Mechanis-

men der Strukturangleichung unterscheiden: Strukturangleichung durch Zwang (z. B. gesetzli-

che Regelungen), Strukturangleichung durch normativen Druck (z. B. Professionalisierung för-

dert Ähnlichkeiten hinsichtlich der Orientierung von AkteurInnen) und Strukturangleichung 

durch mimetische Prozesse (Unsicherheit und Ambiguität fördern Imitation, d. h. kulturell-

kognitive Ähnlichkeiten).  

Zweite These: Gewerkschaftsorganisationen, die in ähnlichen organisationalen Feldern (z. B. im 

Feld der Arbeitsbeziehungen oder in branchenspezifischen Feldern) tätig sind, gleichen sich einan-

der strukturell an.   

Eine weitere Frage besteht darin, ob und falls ja, unter welchen Bedingungen Gewerkschaften 

innerhalb eines Feldes unterschiedliche Mitgliedergewinnungsstrategien herausbilden können. 

Sowohl in der im angloamerikanischen Raum entstandenen Revitalisierungsforschung als auch 

in der jüngeren neo-institutionalistischen Literatur werden Gewerkschaften als strategiefähige 

Organisationen konzipiert, die die eigene organisationale Umwelt und damit auch die Bedingun-

gen der eigenen Handlungsfähigkeit nachhaltig transformieren können (Kochan et al. 1986, 5; 

Scott 2008, 77f.; Frege/Kelly 2003 und 2004). In ihrem einflussreichen Aufsatz zu gewerkschaft-

lichen Revitalisierungsstrategien entwickeln Frege und Kelly (2003) ein Modell, in dem sie zu-

nächst vier Einflussfaktoren für Strategien identifizieren: sozioökonomische Rahmenbedingun-

gen, Institutionen, Strategien des arbeitsmarktrelevanten Gegenübers (Staat, ArbeitgeberInnen-

verbände) und existierende Gewerkschaftsstrukturen. Diese Faktoren werden ergänzt durch die 

Interpretationsleistung von relevanten AkteurInnen. Das sind kognitive Prozesse bzw. die Art 

und Weise, wie Gewerkschaften Umweltveränderungen wahrnehmen und in etwaige Handlun-

gen übersetzen. Strategisches Handeln wird daher zunächst als Ausdruck der verschiedenen 

Gewerkschaftsidentitäten (Hyman 1994) interpretiert, d. h. unter den Mitgliedern geteilte Defi-

nitionen, wofür die Organisation steht und welche Handlungsrepertoires zur Verfügung stehen 

(Imig/Tarrow 2001; McAdam et al. 2001). Strategische Veränderungen erfordern daher ent-

sprechende Wahrnehmungsstrukturen und innerorganisatorische Machtkonstellationen (Child 

1972, 16). Unter welchen konkreten Bedingungen institutionelle Beharrungskräfte überwunden, 

neue Organisationsmodelle (z. B. Bewegungsmodell statt Sozialpartnerschaftsmodell) diffundie-

ren und sich durchsetzen oder deren Durchsetzung scheitert, bleibt in diesem Ansatz aber eben-

so unterbelichtet, wie die Frage, wie Organisationen mit widersprüchlichen institutionellen An-

forderungen umgehen.  
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Zur Beantwortung der ersten Frage (strategischer Wandel von Organsationen) rekurrieren wir 

auf die theoretische Figur des institutional entrepreneur (DiMaggio 1988; Beckert 1999; Tracey 

et al. 2011). Darunter wird eine Person oder Personengruppe verstanden, die sowohl über ma-

terielle Machtressourcen als auch über institutionelle Legitimität und Deutungsmacht verfügt 

bzw. verfügen, um Organisationen in ihrem Sinne zu verändern und organisationalen Wandel 

herbeizuführen. In ihrem jüngsten Aufsatz finden Tracey et al. (2011) darüber hinaus empiri-

sche Evidenzen, wonach Organisationslogiken und -formen kaum umstandslos durch neue For-

men ersetzt werden können. Neue organisationale Formen und Logiken lassen sich vielmehr am 

ehesten realisieren, wenn es gelingt eine Kombination (Hybrid) alter und neuer Formen zu ge-

nerieren. Um die zweite Frage zu variierenden und widersprüchlichen institutionellen Umwel-

ten zu beantworten, schlagen Meyer/Rowan (1977) das Konzept der Entkopplung vor. Um ihre 

Leistungsfähigkeit zu sichern, entkoppeln Organisationen ihre formale Struktur von den tatsäch-

lichen Arbeits- und Tauschaktivitäten, indem sie oberflächlich Übereinstimmung mit den als 

angemessen geltenden Standards signalisieren, ihre zentralen Tätigkeiten aber unverändert 

lassen (Walgenbach/Meyer 2008, 81ff.). Auf österreichische Gewerkschaften übertragen, ließen 

sich die gegenwärtigen Aktivitäten im Bereich der partizipativen Mitgliedergewinnung (siehe 

empirischer Teil) daher entweder als Identitätswandel oder als rein äußerliche Legitimitätsstra-

tegie interpretieren, die die organisationale Grundarchitektur unverändert belassen.  

Dritte These: Variationen in gewerkschaftlichen Mitgliedergewinnungsstrategien in ähnlichen 

sozialen Feldern lassen sich auf zwei zentrale innergewerkschaftliche Einflussfaktoren zurückfüh-

ren: Erstens, auf gewerkschaftliche Strukturen (Organisationsgröße, Entscheidungs- und Mitglie-

derstruktur, etc.) und zweitens, auf Deutungsmuster und Machtressourcen von bedeutsamen Ak-

teurInnen (institutional entrepreneurs).    

Die vierte These bezieht sich auf die Interpretation von beobachteten strategischen Variationen: 

Mitgliedergewinnungsstrategien, die nicht der dominanten Gewerkschaftsidentität entsprechen, 

bedeuten erstens, einen fundamentalen Wandel der Organisationsidentität, wenn sämtliche Mit-

gliedergewinnungsstrategien durch Strategien des konzeptionellen Gegenmodells substituiert wer-

den; zweitens, eine Kombination beider Identitäten und Organisationsformen (Hybridmodell), 

wenn dominante Strategien durch Strategien des konzeptionellen Modell teilweise ersetzt und er-

gänzt werden oder drittens, eine oberflächliche Übereinstimmung mit den als angemessen gelten-

den Standards (Entkopplung), wenn Strategien des konzeptionellen Gegenmodells zwar als Stan-

dards wahrgenommen werden, diese aber nicht in gewerkschaftliche Kernbereiche (z.B. Kollektiv-

vertragspolitik, sozialpartnerschaftliche Verhandlungen in der Makropolitik) Eingang finden.          

3. Sozioökonomische und institutionelle Rahmenbedingungen                                          

österreichischer Gewerkschaften  

Das österreichische System der Arbeitsbeziehungen verleiht den Gewerkschaften bis heute ein 

hohes Ausmaß institutioneller Macht. In kollektivvertragspolitischer Hinsicht ist insbesondere 

die gesetzliche Pflichtmitgliedschaft der Unternehmen in der Wirtschaftskammer (WKO) zu 

nennen, die den Gewerkschaften ein Verhandlungsgegenüber auf ArbeitgeberInnenseite und die 

Folgebereitschaft und -verpflichtung der Unternehmen sichert. Vor diesem Hintergrund ist die – 

im internationalen Vergleich außergewöhnlich hohe – kollektivvertragliche Deckungsrate mit 

etwa 99 Prozent der unselbstständig Beschäftigten zu erklären (EIRO 2009).iii  
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Ungeachtet dieser hohen Stabilität gerieten die Gewerkschaften in den vergangenen Jahren ne-

ben internationalen Herausforderungen auch innerhalb des österreichischen Systems der Ar-

beitsbeziehungen und durch soziostrukturelle Veränderungen in der gewerkschaftlichen Basis 

in Bedrängnis. Verstärkt seit der Phase rechtskonservativer Regierungen ab dem Jahr 2000 er-

setzte der Politikstil der Mehrheitsdemokratie immer häufiger die Suche nach Kompromissen 

bei der Regelung politischer Konflikte (Tálos/Stromberger 2005, 106). Allerdings kam es durch 

die erneute Regierungsbeteiligung der Sozialdemokratischen Partei (SPÖ) seit dem Jahr 2007 in 

dieser Hinsicht teilweise zu einer Trendumkehr (Karlhofer 2007, 400). Die ArbeitgeberInnensei-

te verfolgt in den letzten Jahren hauptsächlich zwei Strategien: Erstens zielt sie darauf ab, kol-

lektivvertragliche Regelungskompetenzen von der Branchenebene auf die Betriebsebene zu 

verlagern. Die weitgehendste Dezentralisierung der Kollektivvertragsverhandlungen konnte 

bisher im Bereich der Arbeitszeit erreicht werden (Flecker/Hermann 2005, 40ff.). Zweitens ver-

suchen sie – entweder über die Auslagerung bestimmter Tätigkeitsfelder oder den Wechsel in 

einen anderen Fachverband innerhalb der WKO – einen Wechsel des Kollektivvertrages zu güns-

tigeren Konditionen zu erreichen (Kollektivvertragsflucht).  

Auf betrieblicher Ebene fordern zwei parallele Entwicklungen die Gewerkschaften heraus: Ei-

nerseits veränderte sich die Rolle von BetriebsrätInnen. Diese verfügen immer seltener über ein 

gewerkschaftliches Selbstverständnis (Behrens 2005, 331). Gleichzeitig nahm die Zahl der Be-

triebsräte in Österreich ab und angesichts des Wachstums der klein- und mittelbetrieblich struk-

turierten Wirtschaft sowie des Dienstleistungssektors haben sich mitbestimmungsfreie Zonen 

ausgeweitet (Hermann/Flecker 2006). Gewerkschaften finden in diesen Bereichen daher er-

schwerte Organisierungsbedingungen vor (Hassel 2000, 7ff.; Pernicka et al. 2007, 37). 

In sozioökonomischer Hinsicht veränderte sich zum einen die sozialstrukturelle Zusammenset-

zung der Erwerbsbevölkerung und damit die (potentielle) Mitgliedschaft von Gewerkschaften 

(Ebbinghaus 2006, 123f.). Die Heterogenisierung der Interessenlagen und die damit verbunde-

nen Konflikte und Konkurrenzbeziehungen innerhalb der ArbeitnehmerInnenschaft erschweren 

die gewerkschaftsinterne Interessenvereinheitlichung (Heinze et al. 1984, 124f.; Traxler 1991, 

350) und stellen traditionelle Abgrenzungslinien zwischen einzelnen Gewerkschaften zuneh-

mend in Frage (Traxler/Pernicka 2007, 212). Zum anderen zog der sozioökonomische Wandel 

auch einen kulturellen Wertewandel nach sich (Heinze et al. 1984, 119ff.). Der erhöhte Stellen-

wert von Selbststeuerung am Arbeitsplatz führte zu einer zunehmenden Individualisierung in 

der ArbeitnehmerInnenschaft und einer Subjektivierung der Erwerbsarbeit. Durch die Auflösung 

traditioneller ArbeiterInnenmilieus, die zunehmende Fragmentierung der Arbeitsmärkte und 

die Prekarisierung der Arbeits- und Lebensverhältnisse veränderten sich ebenso die familiären 

und beruflichen Erfahrungswelten von ArbeitnehmerInnen (Pernicka/Holst 2007, 23f.). Vor 

diesem Hintergrund geriet jene gewerkschaftliche Identität unter Druck, deren Fokus jahrzehn-

telang auf der sozialen Absicherung des männlichen Vollzeit erwerbstätigen Familienernährers 

mit österreichischer Staatsangehörigkeit lag (Gächter 2000; Ebbinghaus 2006, 123f.).  

Solange ein hohes Ausmaß institutioneller Macht gewerkschaftlichen Einfluss sichert, stellen die 

beschriebenen sozioökonomischen Entwicklungen die Orientierung in Richtung Einflusslogik 

allerdings kaum in Frage (vgl. erste These). Eine durch soziostrukturelle Faktoren bedingte 

Schwächung der gewerkschaftlichen Basis mündet daher nicht umstandslos in einen Identitäts- 

und Strategiewandel. Vielmehr lassen sich die Beharrungskräfte sozialpartnerschaftlicher Iden-

tität und die Ähnlichkeiten der österreichischen (Teil-)Gewerkschaften durch die immer noch 
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intakte institutionelle Einbettung erklären (vgl. zweite These). Alle drei Mechanismen der Struk-

turangleichung bzw. Säulen der Institutionen (Scott 2008, 50ff.) – regulativ, normativ und kultu-

rell-kognitiv – sind nach wie vor im Feld der österreichischen Arbeitsbeziehungen wirksam. Das 

Betriebsverfassungsgesetz oder Gewerkschaftsstatuten legen den regulativen Rahmen gewerk-

schaftlichen Handelns fest; die informelle, aber traditional stark verankerte Sozialpartnerschaft 

und deren AkteurInnen sind im politischen Entscheidungsprozess einem hohen Grad an norma-

tiven Erwartungen verpflichtet und schließlich agieren Gewerkschaften mit anderen maßgebli-

chen AkteurInnen (Staat und ArbeitgeberInnenverbände) nach wie vor auf Basis von als selbst-

verständlich erachteten Verhaltensmustern und eines gemeinsamen Verständnisses der Ar-

beitsbeziehungen, etwa in Kollektivvertragsverhandlungen (Pernicka 2003) oder Gesetzge-

bungsverfahren (Tálos/Kittel 1995).  

4. Forschungsdesign 

Um die Mitgliedergewinnungsstrategien österreichischer Gewerkschaften vergleichen zu kön-

nen, haben wir ein most-similar-unit-design (Przeworski/Teune 1970, 34ff.; Berg-Schlosser 

2003, 114) gewählt. Innerhalb konstanter institutioneller und soziostruktureller Rahmenbedin-

gungen (österreichisches System der Arbeitsbeziehungen, Baubranche) fragen wir nach Unter-

schieden in gewerkschaftlichen Mitgliedergewinnungsstrategien. Die Gewerkschaften der Bau-

branche, d. h. die Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier (GPA-djp) 

für die Angestellten und die Gewerkschaft Bau-Holz (GBH) für die ArbeiterInnen – unterschei-

den sich sowohl in struktureller Hinsicht (d. h. Organisationsgröße, -struktur, -kultur sowie Or-

ganisationsgrad der Mitglieder und BetriebsrätInnen, etc.) als auch – so bestand die Vermutung 

– in akteurInnenspezifischer Hinsicht (d. h. Machtkonstellationen, Deutungs- und Handlungs-

muster der institutional entrepreneurs) (siehe Abb. 2). Etwaige Unterschiede in den Mitglieder-

gewinnungsstrategien sollten daher überwiegend auf die genannten Erklärungsfaktoren zu-

rückgeführt werden.  

4.1. Die gewählten Teilgewerkschaften im Vergleich 

Die GPA-djp entstand im Jänner 2007 aus der Fusion der Gewerkschaft der Privatangestellten 

(GPA) und der Gewerkschaft Druck, Journalismus, Papier (djp). Damit verlor die GPA ihren bis 

dahin bestehenden Status als reine Angestelltengewerkschaft. Die GPA-djp ist mit 246.600 Mit-

gliedern (Stand 2008) die mitgliederstärkste österreichische Gewerkschaft. In Hinblick auf die 

Branchen gliedert sich die GPA-djp in 25 Wirtschaftsbereiche. Diese setzen sich aus Betriebsrä-

tInnen zusammen, die für diese Funktion von den regionalen DelegiertInnen aus der jeweiligen 

Branche gewählt werden. Die Wirtschaftsbereiche sind u. a. für die Vorbereitung, die Durchfüh-

rung und den Abschluss von Kollektivverträgen in den jeweiligen Branchen zuständig. In der 

Organisationsstruktur der GPA-djp wird die Baubranche im Wirtschaftsbereich 11 

(Bau/Wohnbau) abgebildet. Die GPA-djp verhandelt für rund 24.500 Angestellte den Kollektiv-

vertrag für Angestellte im Baugewerbe und der Bauindustrie (HV 2009). Die GPA-djp verfügt 

insgesamt über 326 hauptamtliche Stellen (in Vollzeitäquivalenten), verteilt auf 197 Gewerk-

schaftssekretärInnen und 129 administrative Stellen (GPA-djp 2011). 

Die GBH liegt mit 122.075 Mitgliedern (Stand 2008) im größenmäßigen Mittelfeld der österrei-

chischen Gewerkschaften. Die GBH organisiert ArbeiterInnen und Lehrlinge in der Bau- und 

Holzindustrie sowie im Bau- und Holzgewerbe. Die GBH verfügt – im Vergleich zur GPA-djp – 
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über eine flachere Organisationsstruktur. Zwar ist die GBH – ebenso wie die GPA-djp – geogra-

fisch in Landesorganisationen unterteilt, die fachliche Gliederung in betriebs-, berufs- und bran-

chenspezifische Gremien erfolgt jedoch nach Ermessen der jeweiligen Landesorganisation. Die 

Kollektivvertragsverhandlungen liegen im Aufgabenbereich der hauptamtlichen Sekretariate auf 

Landes- und Bundesebene. Die Mitgliederdomäne der GBH umfasst in der Bauhauptbranche 

rund 74.200 ArbeiterInnen (HV 2009). Gegenwärtig (Stand 2010) umfasst der Hauptamtlichen-

apparat der GBH 87 Vollzeitäquivalente, die auf 53 GewerkschaftssekretärInnenstellen und 34 

administrative Stellen verteilt sind (GBH 2011). 

Abb. 2. Erklärungsfaktoren für strategische Variationeniv 

Erklärungsfaktoren GPA-djp GBH 

Branchenstruktur primär Dienstleistung Industrie- und Gewerbe  
Beschäftigtenentwicklung expansiv rückläufig 

Sozialstruktur der Mitgliederbasis heterogen, Angestellte,  homogen, ArbeiterInnen, 
 hoher Frauenanteil hoher Männeranteil 

Kollektivverträge (österreichweit gültig)  138 34 

Organisationsgröße (Mitglieder) 246.600 122.075 
Personalstand (Vollzeit-Äquivalente); 

davon Stellen für 
326 (2011) 87 (2011)  

GewerkschaftssekretärInnen 197 53 
VerwaltungsassistentInnen 129 34 

Baubranche (Hoch- und Tiefbau)   

Anzahl der Beschäftigten 24.489 Angestellte 74.167 ArbeiterInnen 
Sozialstruktur der Beschäftigten  männlich (72,2%)  männlich (98,4%)  

Beschäftigtenentwicklung tendenziell stagnierend tendenziell stagnierend 
Anteil der Baubranche an der Gesamt-

mitgliedschaft 
  
 2,1% 

 
54,8% 

Gewerkschaftlicher Organisationsgrad 14,1% 60,8% 
Betriebsratsdichte (Anteil der  

Betriebe mit Betriebsrat) 
 
11,4% 

 
12,3% 

Organisationsgrad von BetriebsrätInnen 32,3% 87,7% 
 

Die empirischen Daten wurden mittels Inhalts- und Dokumentenanalysen (gewerkschaftliche 

Strategie- und Positionspapiere, Mitgliederstatistiken, etc.) und siebzehn leitfadengestützten 

Interviews mit hauptamtlichen GewerkschafterInnen und FunktionärInnen in der GPA-djp (9) 

und der GBH (5) sowie im Dachverband ÖGB (3) erhoben. Sowohl diese Primärdaten als auch 

die recherchierten Sekundärdaten wurden mittels qualitativer Inhaltsanalyse (Mayring 2007) 

ausgewertet. Dabei bedienten wir uns des von Mayring (2000) vorgeschlagenen Ablaufmodells 

deduktiver Kategorienbildung, bei dem die vorher festgelegten, theoretisch begründeten Aus-

wertungsaspekte an das Material herangetragen und methodisch abgesichert zugeordnet wer-

den.  

4.2 Die österreichische Baubranche 

Die Baubranche gliedert sich in Haupt- und Nebenbereiche. In diesem Beitrag untersuchen wir 

die Bauhauptbranche, d. h., alle verwendeten Daten beziehen sich auf den Hoch- und Tiefbau. 

Dort befinden sich sich 16,9 Prozent der Bauunternehmen, die zusammen über ein Drittel (36 
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Prozent) der ArbeitnehmerInnen beschäftigen. Obwohl der Hoch- und Tiefbau überdurch-

schnittlich viele mittlere und große Unternehmen aufweist, ist die Bauhauptbranche – ebenso 

wie die gesamte Baubranche – größtenteils von einer kleinstbetrieblichen Struktur geprägt, d. h., 

die überwiegende Mehrheit der Unternehmen (73,3 Prozent) beschäftigt weniger als zehn Ar-

beitnehmerInnen. Die wenigen Mittel- und Großunternehmen (d. h. mit mehr als 50 Beschäftig-

ten) im Hoch- und Tiefbau (7,1 Prozent) hingegen beschäftigen zusammen jedoch über 70 Pro-

zent der ArbeitnehmerInnen (Statistik Austria 2008).  

Ausgehend vom beinahe linearen Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße und dem ge-

werkschaftlichen Organisationsgrad (Müller-Jentsch 1997, 128f.) erschwert die hohe Anzahl an 

Klein- und Kleinstbetrieben (BUAK 2009) und die damit einhergehende geringe Anzahl an Be-

triebsratskörperschaften die gewerkschaftliche Mitgliedergewinnung. Besonders im ArbeiterIn-

nenbereich ist von einer hohen Fluktuation der Beschäftigten auszugehen. Diese ergibt sich aus 

der hohen saisonal bedingten Erwerbsarbeitslosigkeit, die vor dem Hintergrund der verringer-

ten Bautätigkeit in den Wintermonaten zu sehen ist und der damit zusammenhängenden Unter-

nehmenspolitik, ArbeitnehmerInnen das Jahr über nicht durchgehend zu beschäftigen (Guger et 

al. 2004, 42f.). Insbesondere die GBH steht daher vor der Herausforderung, ihre Mitglieder dau-

erhaft zu binden. Darüber hinaus arbeiten 10 Prozent der ArbeitnehmerInnen mit Migrations-

hintergrund in der Baubranche (OECD 2008) und eine hohe Anzahl un(ter)dokumentiert Arbei-

tende (überwiegend MigrantInnen) (Krenn/Haidinger 2009, 21). Dies stellt österreichische Ge-

werkschaften angesichts ihrer über lange Zeit betriebenen Abschottungs- und Ausgrenzungspo-

litik gegenüber ArbeitnehmerInnen ohne österreichische Staatsangehörigkeit in Hinblick auf 

deren Gewinnung als Gewerkschaftsmitglieder vor große Herausforderungen (Gächter 2000).v 

5. Gewerkschaftliche Mitgliedergewinnungsstrategien im Vergleich 

Im folgenden Abschnitt werden die empirischen Befunde zu der Frage dargestellt, ob und falls ja, 

unter welchen Bedingungen Gewerkschaften innerhalb des Feldes der österreichischen Arbeits-

beziehungen – und hier der Bauwirtschaft – unterschiedliche Mitgliedergewinnungsstrategien 

herausbilden können. Dabei nehmen wir Bezug auf die in Abschnitt drei entwickelten Thesen, 

wonach sich erstens, etwaige strategische Variationen auf gewerkschaftliche Strukturen und 

Machtkonstellationen sowie auf Deutungs- und Handlungsmuster von institutional entrepre-

neurs zurückführen lassen; und zweitens, neue Strategien als fundamentaler Wandel, als Kom-

bination mit traditionellen Strategien oder als Entkoppelung von der gewerkschaftlichen Grund-

architektur (Identität) zu interpretieren sind. Zunächst werden die Mitgliedergewinnungsstra-

tegien der beiden Gewerkschaften GPA-djp und GBH einander gegenübergestellt und die jeweili-

gen Entwicklungsprozesse skizziert. Im Anschluss wird diskutiert, ob die etwaigen strategischen 

Veränderungen zu einer Verschiebung der gewerkschaftlichen Identitäten und Organisations-

formen zur Bewegungsgewerkschaft geführt haben oder nicht. 

Zum Zeitpunkt der Untersuchung befanden sich beide Teilgewerkschaften in Organisationsent-

wicklungsprojekten (GPA-djp: Chance 2010; GBH: Fit für die Zukunft), die u. a. darauf abzielten 

eine Steigerung der Mitgliederzahlen und Beitragseinnahmen zu erreichen. Die GPA-djp kon-

zentrierte dabei ihre finanziellen und personellen Ressourcen auf Branchen und Unternehmen, 

in denen sie mittels bestehender Betriebsräte vorhandene Mitgliederpotentiale ausschöpfen 

kann. Dies ist vor dem Hintergrund einer Expansion des privaten Dienstleistungssektors, der 

einen Großteil der Mitgliederdomäne der GPA-djp ausmacht, zu interpretieren. Das Gegenteil 
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trifft auf die GBH zu. Angesichts des schrumpfenden Industriesektors ist die GBH nicht nur mit 

Mitgliederverlusten, sondern auch mit rückläufigen Beschäftigtenzahlen konfrontiert und daher 

gezwungen neue Mitglieder auch in unorganisierten, überwiegend klein- bis mittelbetrieblich 

strukturierten Unternehmen zu gewinnen.  

Mitgliedergewinnungsstrategien in der Bauwirtschaft 

Im spezifischen Feld der Baubranche sehen sich sowohl die GPA-djp als auch die GBH einer rela-

tiv stagnierenden Beschäftigtenentwicklung gegenüber. Allerdings stellt die Baubranche mehr 

als die Hälfte der gesamten Mitglieder der GBH und ist daher wesentlich bedeutsamer als in der 

GPA-djp, wo sie nur knapp über zwei Prozent der Mitglieder ausmacht. Darüber hinaus ist die 

GBH die einzige mittelgroße österreichische Teilgewerkschaft, die in den letzten Jahren nicht 

fusioniert hat, sondern eigenständig geblieben ist. Die GBH steht daher auch unter einem  relativ 

hohen finanziellen Druck. 

a) Betriebsrats- und Dienstleistungsstrategie (Sozialpartnergewerkschaft) 

Um in der Baubranche neue Mitglieder zu gewinnen, setzen beide Teilgewerkschaften haupt-

sächlich auf die (bislang dominierende) Betriebsratsstrategie. Angesichts der nachlassenden 

normativen Bindung von BetriebsrätInnen an die Gewerkschaftsorganisation suchen sowohl die 

GPA-djp als auch die GBH nach Wegen, gewerkschaftliche Mitgliedergewinnung (wieder) zu de-

ren Anliegen zu machen. Zu diesem Zweck hat die GPA-djp eine Kategorisierung der Betriebe in 

ihrer Mitgliedschaftsdomäne vorgenommen. In den Arbeitsprogrammen für die Jahre 2008 und 

2009 wird dieses Vorhaben als Neuer Pakt mit den Betriebsräten und Funktionären bezeichnet. 

Das gewerkschaftliche Leistungsangebot für BetriebsrätInnen ist seither nach gewerkschaftli-

chem Organisationsgrad gestaffelt. Auf diese Weise sollen Anreize für BetriebsrätInnen geschaf-

fen werden, (mehr) Beschäftigte von einer Gewerkschaftsmitgliedschaft zu überzeugen. Die GBH 

versucht die Teilnahme von BetriebsrätInnen an  gewerkschaftlichen Bildungsmaßnahmen zu 

erhöhen, um diese normativ an die Organisation zu binden. In diesem Zusammenhang wurden 

im Jahr 2009 die Bildungsprogramme der einzelnen Bundesländer für BetriebsrätInnen verein-

heitlicht und erneuert. Im Gegensatz zum bisherigen Schwerpunkt, der bei der Vermittlung von 

rechtlichem Wissen lag, wurde der Fokus auf die Vermittlung von Handlungskompetenzen ver-

lagert. Beide Teilgewerkschaften setzen zur Mitgliedergewinnung (nicht zur Mobilisierung) da-

her auf die bisher dominanten Strategien. Bewährte institutionalisierte Praktiken im Rahmen 

des Stellvertretungsmodells werden fortgesetzt und intensiviert. Vor allem in der GPA-djp hat 

sich die Beziehung zwischen Betriebsrat und Gewerkschaft bzw. dem Hauptamtlichenapparat 

zunehmend instrumentalisiert (Mitgliedergewinnung gegen Dienstleistung), während die GBH 

auf die normative Bindung der BetriebsrätInnen abzielt.  

b) Kampagnen-, Organizing- und Partizipationsstratgien (Bewegungsgewerkschaft) 

Die beiden Gewerkschaften setzen allerdings auch zunehmend neue Strategien ein, die der Iden-

tität und Organisationsform einer Bewegungsgewerkschaft entsprechen. Sowohl die GPA-djp als 

auch die GBH verfolgten Kampagnen, um – v.a. in der Öffentlichkeit – auf gewerkschaftsfeindlich 

agierende Unternehmen Druck auszuüben. Beispiele dafür sind die Kampagne gegen den Textil-

diskonter KIK (GPA-djp) (Sykora 2008, 126f.) oder jene gegen Moser Fertigputz, eine Firma im 

Bauhilfsgewerbe (GBH) (Schneeweiß 2008, 207ff.). In beiden Fällen haben die Unternehmenslei-

tungen versucht, Betriebsratswahlen zu verhindern bzw. die Arbeit der BetriebsrätInnen zu 
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erschweren. Kampagnen wurden jedoch erst in der jüngeren Vergangenheit – verstärkt seit den 

rechtskonservativen Regierungen aus ÖVP, FPÖ und BZÖ – zum Bestandteil des strategischen 

Repertoires österreichischer Teilgewerkschaften und des ÖGB (Karlhofer 2000, 163). In den 

meisten Fällen stellen sie eine Strategie der (über)betrieblichen Mitgliederinformation und -

werbung dar. Seit 2007 führt die GPA-djp mehrmals jährlich Aktionswochen in ausgewählten 

Branchen durch, die überwiegend im öffentlichen Raum (z. B. Einkaufsstraßen) stattfinden. Da-

mit soll die gewerkschaftliche Präsenz im Arbeitsalltag der Beschäftigten erhöht und potenzielle 

Mitglieder über gewerkschaftliche Leistungen wie etwa das im Kollektivvertrag geregelte Ur-

laubs- und Weihnachtsgeld, informiert werden. Auch die GBH führt derartige Kampagnen durch. 

Diese sind meist auf betrieblicher Ebene angesiedelt und finden im Idealfall in Kooperation mit 

den dortigen BetriebsrätInnen statt. Die Kampagnenstrategien beider Gewerkschaften reichen 

nur eingeschränkt über eine Stellvertretungslogik hinaus. Die Informations- und Werbekampag-

nen sind als top-down-Strategie im Rahmen des sozialpartnerschaftlichen Stellvertretungsmo-

dells zu interpretieren, enthalten allerdings auch aktivierende Elemente der Selbstermächti-

gung: Beschäftigte erhalten Informationen und Instrumente, die es ihnen ermöglichen sollen, 

selbst – mit etwaiger Unterstützung durch den Betriebsrat oder GewerkschaftssekretärInnen – 

ihre Rechte gegenüber der ArbeitgeberInnenseite einzufordern. 

Die ebenfalls der Bewegungsgewerkschaft zuzuordnenden Organizingstrategien werden vor 

allem in der GBH in ausgewählten Betrieben verfolgt. Obwohl die Information über gewerk-

schaftliche Leistungen und Mitgliedergewinnung wichtige Bestandteile dieser Strategie sind, 

zielen sie darüber hinaus auf den Aufbau gewerkschaftlicher Strukturen ab, d. h. auf die Etablie-

rung eines dauerhaften Kommunikationsnetzwerks im betrieblichen Arbeitsalltag der Beschäf-

tigten. Im Zuge dieser Organisierungskampagnen werden die Beschäftigten von haupt- und eh-

renamtlichen GewerkschafterInnen bzw. OrganizerInnen – und im Idealfall (sofern vorhanden) 

auch vom Betriebsrat – unterstützt, ihre Anliegen zu artikulieren und diese mittels strategischer 

Planung und der Ausübung von Druck gegenüber der ArbeitgeberInnenseite durchzusetzen 

(Choi 2008, 11f.).  

Mit Organizingsstrategien sind spezifische Kompetenzen, Arbeitsweisen und eine auf Mitglie-

deraktivierung und -partizipation ausgerichtete Gewerkschaftskultur verbunden. Aus diesem 

Grund entwickelte die GBH mit Unterstützung von OrKa (Organisierung und Kampagnen), einem 

gewerkschaftlichen Beratungsnetzwerk, das auch deutsche Gewerkschaften in der Kampagnen-

arbeit unterstützte (Raffo 2008, 140; Rehder 2008, 444), und in Kooperation mit der Arbeiter-

kammer Oberösterreich spezielle Organizing-Lehrgänge für hauptamtliche SekretärInnen. Zum 

Untersuchungszeitpunkt (2008) hatten etwa zwei Drittel der hauptamtlichen SekretärInnen der 

GBH die dreiwöchige Organizing-Schulung absolviert. Bestandteil dieser Lehrgänge ist die Pla-

nung und Durchführung von Praxisprojekten, d. h. Organisierungskampagnen in strategisch 

wichtigen Betrieben.  

Das im Verhältnis mit der GPA-djp vergleichsweise große Engagement der GBH in Organi-

zingstrategien, die partizipativen und mitgliederaktivierenden Charakter aufweisen und deutlich 

vom Stellvertretungsmodell einer Sozialpartnergewerkschaft abweichen, lässt sich mit beiden 

vorgeschlagenen Bestimmungsfaktoren für strategische Innovationen begründen. Die GBH ist 

nicht nur strukturell (rückläufige Mitgliederbasis der Gesamtgewerkschaft, Organisationsgröße, 

betriebsratsfreie Zonen, geringerer Personalstand, größere Finanzprobleme) auf alternative 

Mitgliedergewinnungs- und Aktivierungsstrategien angewiesen, sie dürfte sich auch hinsichtlich 
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der dominierenden Wahrnehmungsmuster, Machtkonstellationen und  Verhaltensrepertoires 

der institutional entrepreneurs deutlich von der GPA-djp unterscheiden. Während die Kampag-

nenstrategie der GPA-djp überwiegend in Spitzengremien auf Bundeebene entschieden und ge-

plant und Organizingstrategien im idealtypischen Sinne nicht verfolgt werden, gingen die Initia-

tiven für die genannten Strategien in der GBH vor allem von der „Mitte“ der Organisation, d. h. 

von Regional- und FachsekretärInnen, aus. 

c) Partizipationsstrategie 

Die GBH ist auch jene Gewerkschaft, die im Gegensatz zur GPA-djp ihre Kollektivvertragspolitik 

für einfache Mitglieder geöffnet und sich daher auch in diesem Sinne dem Bewegungsmodell 

angenähert hat. Im holzverarbeitenden Gewerbe, einer mitgliederschwachen Branche, wurden 

Kollektivvertragsverhandlungen gezielt zur Mobilisierung von Belegschaften genutzt. Diese Öff-

nungsstrategie steht in ausgeprägtem Gegensatz zur dominanten sozialpartnerschaftlichen Ver-

handlungskultur. Denn abgesehen von den jährlichen medial inszenierten Verhandlungen in der 

Metallindustrie (Herbstlohnrunde) weisen Kollektivvertragsverhandlungen in Österreich gene-

rell eine sehr große Intransparenz auf, da – anders als in Deutschland, wo im Rahmen von Tarif-

verhandlungen Urabstimmungen stattfinden – zwar BetriebsrätInnen mitverhandeln, aber keine 

formale, d. h. statutarisch verankerte Mitbestimmung der Mitglieder vorgesehen ist (Pernicka 

2003). Diese Partizipationsstrategie konnte allerdings nicht dauerhaft aufrechterhalten werden, 

was auch auf die dominanten sozialpartnerschaftlichen Denk- und Handlungsmuster der Akteu-

rInnen zurückzuführen sein dürfte (Huss 2011, 64). Seither haben keine weiteren Mobilisie-

rungskampagnen im Zuge von Kollektivvertragsverhandlungen stattgefunden.  

Im Jahr 2000 schuf die GPA-djp mit den Interessengemeinschaften neue zur traditionellen Bran-

chenstruktur querliegende Gremien. Dadurch erhalten ArbeitnehmerInnengruppen ohne Be-

triebsratsmandat erstmals die Möglichkeit, ihre Interessen innerhalb der GPA-djp zu vertreten 

und an gewerkschaftlichen Entscheidungsfindungsprozessen mitzuwirken. Mit dieser Strategie 

sollen die fehlenden betriebsrätlichen Strukturen durch gewerkschaftsinterne Partizipationsan-

gebote kompensiert werden. Die Interessengemeinschaft work@migration wäre – obwohl sie 

nicht wie die übrigen gewerkschaftlichen Strukturen an der Branche oder beruflichen Situation, 

sondern bei der Herkunft von ArbeitnehmerInnen ansetzt – geeignet, um spezifische Problemla-

gen von MigrantInnen in der Bauwirtschaft aufzugreifen. Bislang kam diese Partizipationsstra-

tegie allerdings nicht zur Anwendung. Dies liegt zum einen daran, dass MigrantInnen in der 

Baubranche vor allem in den ArbeiterInnenbereichen tätig sind und daher in den Zuständig-

keitsbereich der GBH fallen. Eine dennoch mögliche Nutzung dieser Strukturen in diesem Be-

reich – etwa in Kooperation mit der GBH – ist jedoch auch angesichts der geringen finanziellen 

und personellen Ausstattung der Interessengemeinschaften schwierig. Die Interessengemein-

schaften der GPA-djp haben den gewerkschaftlichen Aktionsradius erweitert und gewerk-

schaftsintern Bewusstsein für spezifische Problemlagen bestimmter Beschäftigtengruppen ge-

schaffen und weichen damit von der traditionellen Stellvertretungslogik ab. Angesichts des 

niedrigen Stellenwertes innerhalb der Organisation liegt jedoch die Vermutung nahe, dass es 

sich weniger um eine Partizipationsstrategie handelt, sondern vielmehr um eine Legitimations-

strategie nach innen und außen – und damit um eine organisationale Entkopplung von der Ein-

flusslogik-dominierten Gewerkschaftsorganisation.  

 



16 

 

6. Schlussfolgerungen 

In dem Aufsatz wurde die Frage untersucht, unter welchen Bedingungen Gewerkschaften neue 

Strategien der Mitgliedergewinnung verfolgen und ob dadurch ein Wandel der gewerkschaftli-

chen Identität und Organisationsform zu beobachten ist. Ausgehend von der These, dass ein ho-

hes Ausmaß an institutioneller Macht mit einer Dominanz der Einflusslogik korrespondiert und 

geringe institutionelle Macht durch hohe Mitgliederstärke (Organisationsmacht) kompensiert 

werden müsse, haben wir zwei Typen gewerkschaftlicher Identität (Sozialpartnergewerkschaft 

und soziale Bewegungsgewerkschaft) und entsprechend dominante Orientierungen (Einflusslo-

gik und Mitgliedschaftslogik) sowie Mitgliedergewinnungsstrategien (Betriebsrats- und Dienst-

leistungsstrategie sowie Kampagnen, Organizing- und Partizipationsstrategie) vorgeschlagen. 

Da sich Gewerkschaften in ähnlichen organisationalen Feldern strukturell aneinander anglei-

chen, wollten wir wissen, ob Gewerkschaften im Feld der österreichischen Arbeitsbeziehungen 

unterschiedliche Mitgliedergewinnungsstrategien verfolgen und falls ja, warum. Als Erklärung 

für strategische Variationen wurden sowohl strukturelle als auch akteurInnenspezifische (insti-

tutional entrepreneur) Faktoren identifiziert. Zur Interpretation der tatsächlichen Abweichun-

gen alternativer von vormals dominanten Mitgliedergewinnungsstrategien wurden drei mögli-

che Ausprägungsformen von Wandel unterschieden: fundamentaler Wandel, Hybridmodell und 

Entkopplung, wobei nur die ersten beiden Formen eine Verschiebung der gewerkschaftlichen 

Identität bedeuten.    

Anhand einer Untersuchung der gewerkschaftlichen Strategien zur Mitgliedergewinnung im 

österreichischen System der Arbeitsbeziehungen sowie in der Bauwirtschaft wurden die theore-

tischen Annahmen untersucht. Das österreichische System der industriellen Beziehungen weist 

eine vergleichsweise hohe Stabilität und auf Seiten der Gewerkschaften eine Dominanz der Ein-

flusslogik auf, weshalb die Mitgliedschaftslogik – ungeachtet vereinzelter strategischer Abwei-

chungen – nach wie vor nicht systematisch in interessenpolitischen Kernaktivitäten (Kollektiv-

vertragspolitik, Gesetzgebungsverfahren, betriebliche Interessenvertretung) berücksichtigt 

wird. Die Anerkennung der Gewerkschaften als legitime Verhandlungspartnerinnen von Arbeit-

geberInnen(-verbänden) und Staat weist allerdings durchwegs fragilen Charakter auf, weil sie 

sich nicht zuletzt auf die Regierungsbeteiligung der SPÖ stützt. Dass politische und sozioökono-

mische Veränderungen (Zunahme atypischer und prekärer Beschäftigung, Arbeitsmigration, 

etc.) dennoch zu keinem umfassenden Identitätswandel des ÖGB und seiner Teilgewerkschaften 

beigetragen haben, ist auf die Beharrungskraft der regulativen (Arbeitsverfassungsgesetz, Be-

triebsverfassungsgesetz, etc.), normativen (wechselseitige Erwartungsstrukturen etwa in Kol-

lektivvertragsverhandlungen) und kulturell-kognitiven Institutionen (bewährte Praktiken wer-

den fortgesetzt) zurückzuführen. Deren Wirksamkeit wurde auch in den untersuchten Teilge-

werkschaften GPA-djp und GBH im Bereich der Bauwirtschaft deutlich, die sich hinsichtlich ihrer 

dominanten Mitgliedergewinnungsstrategien (Betriebsrats- und Dienstleistungsstrategien) 

nicht nur ähneln, sondern beide diese Strategien jüngst auch intensiviert haben. Dass Abwei-

chungen von dominierenden gewerkschaftlichen Verhaltensmustern dennoch möglich sind, 

zeigt das Beispiel der GBH. Insbesondere die Öffnung der Kollektivvertragsverhandlungen für 

einfache Mitglieder deutet auf eine Inkorporation bewegungsgewerkschaftlicher Elemente im 

Sinne des vorgeschlagenen Hybridmodells hin. Demgegenüber lassen unsere Untersuchungen in 

der GPA-djp eher auf organisationspolitische Entkopplung schließen, d. h. Partizipationsstrate-

gien werden primär zur Mitgliedergewinnung und Legitimation interessenpolitischen Handelns 
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eingesetzt. In beiden Gewerkschaften und sowohl unter den hauptamtlich Beschäftigten als auch 

den FunktionärInnen konnten institutional entrepreneurs identifiziert werden, die auf eine Öff-

nung in Richtung Bewegungsgewerkschaft drängen, allerdings nur punktuell über ausreichend 

Deutungs- und Durchsetzungsmacht verfügen, um eine solche Veränderung herbeizuführen. 

Sollten bewegungspolitische Überzeugungen allerdings weiterhin in der im Untersuchungszeit-

raum beobachteten Geschwindigkeit und über nationalstaatliche Grenzen nach Österreich dif-

fundieren, ist vor dem Hintergrund der zunehmenden gewerkschaftlichen Finanz- und Durch-

setzungsprobleme in mitgliederschwachen Sektoren eine Zunahme partizipationsorientierter 

Strategien zu erwarten.          
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i Der gewerkschaftliche Organisationsgrad wird als ein möglicher Indikator für die gewerkschaftliche 
Organisationsmacht herangezogen. Dabei ist der Brutto-Organisationsgrad vom Netto-Organisationsgrad 
zu unterscheiden. Der Brutto-Organisationsgrad entspricht dem Anteil der Gewerkschaftsmitglieder – 
inklusive erwerbsloser sowie pensionierter Gewerkschaftsmitglieder – an den unselbstständig Erwerbstä-
tigen. Der Netto-Organisationsgrad misst hingegen ausschließlich den Anteil der erwerbstätigen, d. h. 
potenziell arbeitskampffähigen Gewerkschaftsmitglieder an der unselbstständigen Erwerbsbevölkerung 
(Müller-Jentsch 1997, 123). 
ii Diese beiden Logiken kommen auch in den dualistischen Führungsstrukturen von Gewerkschaften zum 
Ausdruck: Ein Großteil der westeuropäischen Gewerkschaften verfügt einerseits über eine ehrenamtliche 
gewählte Struktur, die die Legitimität bei den Mitgliedern herstellen soll und andererseits über eine 
hauptamtliche Struktur, die im Wesentlichen die Vertretung der Mitgliederinteressen nach außen organi-
siert (Schmitter/Streek 1981, 5). 
iii Berücksichtigt man den öffentlichen Dienst, der formalrechtlich über keine Kollektivvertragsfähigkeit 
verfügt, so reduziert sich die kollektivvertragliche Deckungsrate auf 71 Prozent (Guger et al. 2001, 162f.). 
iv Die Tabellen beruhen auf Angaben der jeweiligen Gewerkschaft, des ÖGB-Verlages und des Hauptver-
bandes der österreichischen Sozialversicherungsträger (HV) und beziehen sich – sofern nicht anders an-
gegeben – auf die Jahre 2008 und 2009. Die Angaben zur jeweiligen Organisationsgröße umfassen auch 
pensionierte und erwerbsarbeitslose Mitglieder. 
v ArbeitnehmerInnen ohne österreichische Staatsangehörigkeit bzw. aus Nicht-EWR-Ländern waren in 
Österreich bis 2006 vom passiven Wahlrecht bei Betriebsratswahlen ausgeschlossen. Gewerkschaften 
begannen erst in den 1990er Jahren sich dafür einzusetzen (Krings 2009, 8f.).   


